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// Im Blickpunkth

Betriebs�nderungen haben zumeist weitreichende Folgen. In der Praxis existiert dabei eine Grenze zwischen mitbestim-

mungsfreier und mitbestimmungspflichtiger Ausgr�ndung jedoch nicht. Die Entscheidung des BAG vom 18.3.2008 –

1 ABR 77/06 – verdeutlicht dies. Der Beitrag „Mitbestimmung des Betriebsrates bei Bagatellausgr�ndungen“ von Meyer/

R�ger im aktuellen Heft wertet weitere aktuelle Entscheidungen hierzu aus und zeigt praktikable L�sungsans�tze. Das

aktuelle BAG-Urteil zum Betriebs�bergang bei der �bernahme von Reinigungskr�ften kommentiert Kast.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Wolfgang Lipinski,

RA/FAArbR und Partner, Bei-

ten Burkhardt Rechtsanwalts-

gesellschaft mbH

Kurzarbeit: Neue Gesch�ftsanwei-
sung birgt �berraschungen!

Die Bundesagentur f�r Arbeit hat unter dem

6.4.2009 eine in großem Umfang �berarbeite-

te Gesch�ftsanweisung „Kurzarbeitergeld“

herausgegeben. Sie soll den Mitarbeitern der

Arbeitsagenturen helfen, die vom Gesetzge-

ber mit heißer Nadel gestrickten Vorschriften

des Konjunkturpakets II zum Kurzarbeitergeld

in die Praxis umzusetzen und eine einheitliche

Rechtsanwendung gew�hrleisten.

Inhaltlich wartet die Gesch�ftsanweisung

gleich zu Beginnmit einer handfesten �berra-

schungauf: TriffteinArbeitgeber, indessenBe-

trieb kurzgearbeitet wird, die Entscheidung,

nun doch im Rahmen einer Betriebs�nderung

Personal abzubauen, bedeutete das nach bis-

heriger Lesart, dass schonmit der Information

des Betriebsrats der KUG-Bezug endete. Die

Gesch�ftsanweisung greift diese Fragestel-

lung in § 169 Ziffer 1 nun erstmals auf und re-

gelt, dass dieGrundlage f�r KUGerst dannent-

f�llt, wenn die Betriebsparteien einen Interes-

senausgleich schließen. F�rdiegesamteDauer

der mitunter langwierigen Interessenaus-

gleichsverhandlungen kann daher nun offen-

bar weiter KUG bezogen werden. Das er�ffnet

Unternehmenwillkommene Gestaltungsspiel-

r�ume bei der Durchf�hrung von Betriebs�n-

derungen, l�uft aber letztlich auf eine Subven-

tionierung des Personalabbaus auf Kosten der

Beitragszahler hinaus. Unternehmen sollten

diese erheblichen neuen Gestaltungsspiel-

r�ume bei Bedarf ausnutzen, wenngleich ge-

fragt werden darf, ob diese unerwartete aber

weitreichende Kehrtwende beabsichtigt war.

Vermissen l�sst die Gesch�ftsanweisung hin-

gegen die erwartete Klarstellung, dass Leih-

arbeitnehmer nicht erst entlassen werden

m�ssen, um Kurzarbeitergeld f�r die Stamm-

belegschaft zu erhalten (vgl. Standpunkt, BB

2009, 493). Die Frage ist damit weiterhin of-

fen. Unternehmen, die Leiharbeitnehmer be-

sch�ftigen und Kurzarbeit einf�hren wollen,

sollten dies vorab mit ihrer �rtlichen Arbeits-

agentur besprechen.

Entscheidungen
BAG: Mitbestimmung bei

Sozialeinrichtung

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

10.2.2009 – 1 ABR 94/07 – wie folgt: Die Mitbe-

stimmung des Betriebsrats bei einer Sozialein-

richtung i. S. v. § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG setzt vo-

raus, dass der Wirkungsbereich der Einrichtung

auf den Betrieb, das Unternehmen oder den Kon-

zern des Arbeitgebers beschr�nkt ist. Dies ist

nicht der Fall, wenn die Einrichtung nach dem

vom Arbeitgeber bestimmten Zweck einem un-

bestimmten Personenkreis zug�nglich ist.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2009-893-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Widerruf von Leistungen einer

Unterst�tzungskasse in �bergangsf�llen

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

18.11.2008 – 3 AZR 417/07 – wie folgt: Wegen

der wechselseitigen Abh�ngigkeit von Widerrufs-

und K�rzungsm�glichkeiten auf der einen und

der Sicherung des Ausfalls durch den Pensions-Si-

cherungs-Verein auf der anderen Seite verbleibt

f�r eine verfassungskonforme Auslegung des § 7

Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 BetrAVG a. F. kein Raum mehr.

Damit kann auch ein Widerruf von Leistungen ei-

ner Unterst�tzungskasse in den sog. �bergangs-

f�llen grunds�tzlich nicht mehr auf triftige wirt-

schaftliche Gr�nde gest�tzt werden.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-893-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: R�ckzahlung von Ausbildungskosten

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 18.11.

2008 – 3 AZR 192/07 – wie folgt: Eine R�ckzah-

lungsverpflichtung, die auch f�r den Fall verein-

bart ist, dass der potenzielle Arbeitgeber dem

potenziellen Arbeitnehmer keinen ausbildungs-

ad�quaten Arbeitsplatz anbieten kann oder will,

h�lt regelm�ßig einer Inhaltskontrolle anhand

des Rechts der Allgemeinen Gesch�ftsbedingun-

gen nicht stand.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-893-3

unterwww.betriebs-berater.de

LAG Baden-W�rttemberg: Arbeitskampf im

Flugsicherungsbereich zul�ssig

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

31.3.2009 – 2 Sa Ga 1/09 – wie folgt: Auch im Be-

reich des Flugverkehrs und der Flugsicherung

sind Arbeitsk�mpfe nicht grunds�tzlich rechts-

widrig. Dieser Grundsatz gilt auch f�r gewerk-

schaftliche Streiks, die der Unterst�tzung eines

Hauptarbeitskampfes dienen. Die Zul�ssigkeit ei-

nes Unterst�tzungsstreiks richtet sich – wie bei

anderen Arbeitskampfmaßnahmen – nach dem

Grundsatz der Verh�ltnism�ßigkeit.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-893-4

unterwww.betriebs-berater.de

LAGHamm:Sittenwidriger Lohn im

Einzelhandel

Das LAG entschied in seinen Urteilen vom

18.3.2009 – 6 Sa 1284/08 und 6 Sa 1372/08 –

wie folgt: Die von der Beklagten gezahlte Verg�-

tung in H�he von 5,20 Euro ist sittenwidrig, weil

nach den Gesamtumst�nden ein auff�lliges Miss-

verh�ltnis zwischen Lohnh�he und Arbeitsleis-

tung vorliegt. F�r den Vergleich hat die Kammer

auf die branchen�blichen Tarifl�hne abgestellt,

weil im Jahr vor Vertragsschluss die Allgemein-

verbindlichkeit der Tarifvertr�ge des Einzelhan-

dels in Nordrhein-Westfalen ausgelaufen war

und diese im Wege der Nachwirkung auf die Ar-

beitsverh�ltnisse in der Branche einwirkte. Revi-

sion wurde nicht zugelassen.

Volltext derUrteile: // BB-ONLINE BBL2009-893-5

unterwww.betriebs-berater.de
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